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Verkündet

am 28. Februar.1965

I m 'N a m c n d e s V o
lkk e s

In Sachen

gegen

Beklagten und Reyisionsbeklagten,l

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 28. Februar
1963, an der mitgewirkt haben

Bundesrichter Dr. K 1 ä B

als Vorsitzender,

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dr. Kar e b 5
als weitere Berufsrichter,

Bundessczialrichtcr H a b b e ' ' und
Bund ssozialrichter Dr. Weltersbach

als ehrenamtliche Beisitzer,‘

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz

vom 14. September 1961 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er-

statten. '

V o n R e c h t s w e g e n .
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Der Kläger bezog auf Grund eines Bescheides des Versorgungs-

amts IV Berlin vom 3„ August 1943 wegen Lungenblähung mit
a5thmoiden Anfällen als Arbeitsdienstbeschädigung im Sinne

der Entstehung eine Rente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdB) um zuletzt 50 v° H° Mit Bescheid vom
22„ Februar 1951 (Umanerkennungsbescheid) erkannte der

Beklagte das Leiden unter Beibehaltung des bisherigen Grades

der Erwerbsminderung weiter an, jedoch nur im Sinne der Ver-

schlimmerung. Diesen mit Rechtsmittelbelehrung versehenen Be—

scheid focht der Kläger nicht an„ Im Jahre 1955 beantragte er

eine Rentenerhöhung wegen Verschlimmerung seines Leidens° Als

der Beklagte diese abgelehnt hatte‚ machte der Kläger im an-

schließenden Sozialgerichtsverfahren geltend, der Umaner—

kennungsbescheid sei unrichtig, weil der Beklagte nach 5 85

des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) das Schädigungsl€iden
hätte auch weiter im Sinne der Entstehung anerkennen müssen‚

Daraufhin erklärte sich der Beklagte bereit, dieses Vorbringen

als einen Antrag auf Erteilung eines Zugunstenbescheides zu

bearbeiten° Er lehnte am 25. November 1958 die Erteilung eines
solchen Bescheides ab, da die versorgungsärztlieh8 Überprüfung

ergeben habe, daß die Anerkennung im Sinne der Verschlimmerung

zutreffend undnicht zu beanstanden sei. Der Wider5pruch wurde

zurückgewiesen. '

Das Sozialgericht (SG) verurteilte den Beklagten zum Erlaß
eines Zugunstenbéscheides„ Dagegen wies das Landessozial—

gericht (LSG) auf die Berufung des Beklagten die Klage ab:

Der Bescheid vom 22. Februar 1951 sei bindend geworden° Ob—
wohl der Beklagte verpflichtet gewesen sei, nach 5 85 BVG
das Leiden auch weiterhin als durch den Arbeitsdienst ent—

standen anzuerkennen, liege in der Ablehnung eines Zugunsten—

bescheides nach $ 40 Abs° 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
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(VeerG) kein Ermessensmißbrauch, weil die Ablehnung auf

einer eingehenden Würdigung des Sachverhalts, insbesondere

auf den vorliegenden ärztlichen Gutachten beruhe° Das LSG

ließ die Revision zu

Der Kläger legte gegen das am 28 September 1961 zugestellte

Urteil am 26 Oktober Revision ein und begründete sie amny’

9 November 1961. ‘ " I:“jj

_.
Er

trägt vor, die Anerkennung des Leidens als durch den
})‘Arbeitsdienst entstanden habe materielle Rechtskraft gehabt.

Die nachfolgenden Bescheide des Beklagten seien daher nicht‚„

imstande gewesen, die durch den früheren Bescheid geschaffene

Rechtslage zu ändern‚ Auch wenn die Bindungswirkung die Be-

hörde nicht hindere, auf Grund neuer Regelungen einen neuen

Verwaltungsakt zu erlassen, so dürfe die Lage, die der BG—

troffcne infolge der Bindungswirkung im ersten Bescheid er-

langt habe, nicht verschlechtert werden°

Der Kläger beantragt,

das Urteil des LSGRheinland-Pfalz vom11„ September"'
1961 aufzuheben und die Berufung des Beklagten gegen

das Urteil des SG Koblenz vom 18. September 1959 zu—
rückzuweisen‚ \

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

II

Die nach 5 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetz€s (SGG)

statthafte Revision ist zulässig, konnte aber keinen Erfolg

haben°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-4-

‚Der Beklagte hat sich 1958 nur bereiterklärt, den rechtskräf—

tigen Umanerkennungsbescheid vom 22. Februar 1951 unter dem

Gesicht5punkt des @40 Abs" 1 VeerG zu überprüfen, Deshalb

kann dieser Verwaltungsakt durch-das Geribht nicht uneinge-

schränkt nacthprüft werden; denn die Beklagte hat nicht an

Stelle des altcn Bescheides einen neuen gesetzt (vgl‚ BSG 10,
2ä8 und SozR SGG@77 Nr. 21 und Nr° 22); Es ist daher nur eine
Nachprüfung des nach @ 40 Abs, 1 VeerG ergangenen Bescheides
möglich, Hiernach.kann die Verwaltungsbehörde zugunsten des Be—

rechtigten jederzeit einen neuen Bescheid erteilen° Dabei han-

delt es sich um die Einräumung einer Ermessenbefugnis° Der Be-
klagte hat alsdann unter Berücksichtigung der gesamten Umstände

zu prüfen, ob er an dem bindend gewordenen Umanerkennungsbescheid

festhalten will° Tut er dies, obwohl alles gegen die Richtigkeit
spricht, so wird ein Ermessensmißbrauch anzunehmen sein° Dem-

gemäß hat der 9. Senat des Bundessozialgerichts (BSG) in seinem

Urteil vom 15. November 1961 (SozR VeerG @40 Nr° }) auSge-
5prochen, wenn ein Bescheid erkennbar und zweifelsfrei zum Nach-

teil des Versorgungsberechtigten gegen eine gesetzliche Vor—

schrift verstoße, so wider5preche es dem pflichtgemäßen Ver—

waltungsermessen, auch wenn der Bescheid bindend geworden sei,

daß die Versorgungsbehörde von der Möglichkeit, gemäß 5 40 VeerG

einen neuen Bescheid zugunsten des Berechtigten zu erteilen,

keinen Gebrauch mache und sich im gerichtlichen Verfahren auf

die Bindungswirkung berufe. ’ ' ' ‘ '

Dieser Auffassung schließt sich der Senat an° Im Gegensatz zu
dem von dem 9. Senat entschiedenen Fall ist aber hier das Fest—

halten an dem Umanerkennungsbescheid kein Ermessensmißbrauch,

weil die Anerkennung des Leidens als Schädigung durch den Arbeiten
dienst nur im Sinne der Verschlimmerung gerechtfertigtisto Man

darf die Prüfung, ob in der Ablehnung eines Zugunstenbescheides

ein Ermessensmißbrauch liegt, nicht nur auf den verbindlichen

alten Bescheid abstellen, sondern mußauch die tatsächlichen
Verhältnisse berücksichtigen. Der Kläger kann sich nicht mehr

auf die ursprüngliche Anerkennung berufen, weil er den Umaner—
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kennungsbescheid nicht angefochten hat; 5 85 BVG gilt nur“
für die erste Entscheidung nach dem BVG, nicht aber für

Spätere Entscheidungen, wenn die erste nach dem BVG nicht‘

dem 5 85 ent5pricht‚ aber nicht angefocht0n wurde (vgl°

BSG, Urteil vom 140 Februar 1963 — 10 BV 63/60 —)° Ein

Festhalten an der Bindungswirkung des Umanerkennungs-

bescheides wäre daher nur dann ein Ermessensmißbrauch,

wenn dieser Bescheid — ohne Rücksicht auf die durch 5 85

BVG statuierte formale Bindungswirkung des Bescheids von

1943 —offenbar unrichtig wäre‚ Dies ist aber nach den von
der Revision nicht angegriffenen und deswegen nach 5 165

SGG für das BSG bindenden Feststellungen des LSG nicht4

der Fall° Denn nach den Gutachtern Dr° Häären=e?=a Dr.
‘

W:;33F) Dr, K?äfä%ü und Dr„ WTF?’iSt das Leiden des Klä—

gers konstitutionsbedingt und durch Einflüsse des Arbeits?

dienstes nur verschlimmert worden, nicht aber entstanden„‘

Die Revision ist daher zurückzuweisen.

Die Kostenentseh€idungergeht nach 5 193 scc°
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